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UMBAWIKO - Hochwasserschutzmassnahmen an der Emme, Wehr Bi-

berist bis Aare, sollen realisiert werden 

 

Solothurn, 29. Juni 2015 - Die kantonsrätliche Umwelt-, Bau- und Wirt-

schaftskommission (UMBAWIKO) stimmte einem Verpflichtungskredit 

für das Hochwasserschutz- und Revitalisierungsprojekt Emme, Wehr 

Biberist bis Aare, über insgesamt 73,6 Millionen Franken zu. Im Wei-

tern befasste sie sich mit dem Volksauftrag „für den vollständigen 

Erhalt der Witischutzzone“ und stimmte dem Auftrag von Peter Brüg-

ger (FDP.Die Liberalen, Langendorf) zu, welcher ein Moratorium bei 

der Umsetzung der Gewässerraum-Ausscheidung fordert. 

 

Die Hochwasserereignisse aus den Jahren 2005 und 2007 haben die erhebli-

chen Schutzdefizite entlang der Emme zwischen Wehr Biberist und Aare in 

Luterbach/Zuchwil deutlich aufgezeigt. Der Kanton hat den Handlungsbedarf 

erkannt und will mit dem vorliegenden Bauprojekt den Hochwasserschutz 

deutlich verbessern, die Gewässerlandschaft für Natur und Mensch aufwerten 

und zugleich drei im Uferbereich liegende, ehemalige Deponien sanieren. 

 

Die Kommission unter der Leitung von Georg Nussbaumer (CVP, Hauenstein) 

folgte dem Antrag des Regierungsrates und stimmte dem Verpflichtungskre-

dit für den Hochwasserschutz an der Emme zu. Die Bruttoinvestitionen für das 

Projekt betragen insgesamt 73,6 Millionen Franken. Rund 90% der Kosten 

werden durch Bund und Kanton getragen. Die verbleibenden Restkosten tei-

len sich die Anstössergemeinden und Dritte, welche u.a. durch ihre Werkslei-

tungen vom Projekt betroffen sind. Die Nettoausgaben für den Kanton von 
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rund 18,8 Millionen Franken unterliegen der obligatorischen Volksabstim-

mung. Über die Vorlage wird die Bevölkerung im nächsten Jahr abstimmen 

können. 

 

Volksauftrag „Für den vollständigen Erhalt der Witischutzzone“ 

Der eingereichte Volksauftrag „Für den vollständigen Erhalt der Witischutz-

zone“ fordert den Regierungsrat auf, sich für den Erhalt der bestehenden 

Witi-Schutzzone zwischen Solothurn und Grenchen einzusetzen. Die Kommis-

sion stimmte dem Auftrag mit abgeändertem Wortlaut grossmehrheitlich zu, 

dass sich der Regierungsrat für den ungeschmälerten Schutz der Landwirt-

schafts- und Schutzzone Witi zwischen Solothurn und Grenchen einsetzt. 

 

Beim Moratorium zur Umsetzung der Gewässerraum-Ausscheidung folgte die 

Kommission nicht dem Antrag des Regierungsrates, sondern stimmte dem ur-

sprünglichen Auftrag von Peter Brügger (FDP.Die Liberalen, Langendorf) zu. 

Dieser forderte ein Moratorium bei der Umsetzung der Gewässerraum-

Ausscheidung.  

 

Mit der Revision des Eidg. Gewässerschutzgesetzes haben die eidgenössischen 

Räte Massnahmen zur Revitalisierung der Gewässer beschlossen. Dabei stiess 

insbesondere die Formel zur Berechnung des Gewässerraums auf Kritik, da 

diese sehr grosszügig bemessen wurde. Der Auftrag von Peter Brügger fordert 

den Regierungsrat auf, die Umsetzung des vom Bund verlangten Gewässer-

raums dort auszusetzen, wo die landwirtschaftliche Bewirtschaftung durch 

den Gewässerraum erheblich erschwert wird. Das Moratorium soll gelten, bis 

einerseits die Rechtssituation durch den Bund geklärt ist und andererseits 

durch eine Anpassung des Flurwegnetzes oder durch andere geeignete Mass-

nahmen eine rationelle Bewirtschaftung wieder möglich ist. 

 

 


